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EU-Projekt „Improving knowledge in practice of restorative justice (in criminal matters) 
by international comparative research”  
"Verbesserung des Wissenstransfers hinsichtlich der praktizierten wiederherstellenden Gerechtigkeit (in 
Strafsachen) durch international vergleichende Forschung“ 
 
Das durch den Schleswig-Holsteinischen Verband für soziale Strafrechtspflege – 
Straffälligenhilfe und Opferhilfe e.V. (Landesverband Schleswig-Holstein) getragene 
Projekt wurde durch die EU-Kommission angenommen und wird durch das Kieler 
Ministerium für Justiz, Gleichstellung und Integration (MJGI) unterstützt. 
 
An dem Projekt werden sich auf deutscher Seite außer dem Landesverband die Fachhochschule 
Kiel, die freien Träger, die bereits den Täter-Opfer-Ausgleich durchführen, und das Ministerium für 
Justiz, Gleichstellung und Integration mit den zuständigen nachgeordneten Bereichen beteiligen – in 
Partnerschaft mit Großbritannien, Belgien und Estland. Außerdem werden als Beobachter zwei 
Fachkräfte aus Archangelsk teilnehmen, die bereits seit mehreren Jahren fachlich mit Schleswig-
Holstein kooperieren. 
 
Das Projekt hat eine Laufzeit von zwei Jahren und wurde im Herbst 2010 begonnen. 
 
Schleswig-Holstein ist ein Land, in dem sowohl durch die Politik, die Richterschaft, die 
Staatsanwaltschaften und die mit der praktischen Strafvollstreckung befassten weiteren Behörden 
(insbesondere Justizvollzug und Soziale Dienste der Justiz) und freien Träger eine rationale Praxis 
im Umgang mit Tatverdächtigen und straffällig gewordenen Menschen Tradition ist: Seit Jahren gilt 
hier die niedrigste Inhaftierungsquote Deutschlands mit  heute ca. 50 Inhaftierten pro 100.000 
Einwohner. Damit liegt Schleswig-Holstein seit kurzem auch unter den entsprechenden niedrigen 
Quoten in den skandinavischen Ländern am Ende der Skala in Europa. 
 
Worum geht es in diesem neuen Projekt? 
 
Die Grundidee von Restorative Justice („wiederherstellende Gerechtigkeit“ - RJ) lautet: es gibt 
Besseres als die Strafjustiz. Besser für die Opfer von Straftaten und deren Bezugspersonen; besser 
für die Täter von Straftaten und ihre Bezugspersonen; besser auch für die Gesellschaft insgesamt, 
weil es nicht nur auf den Ausgleich des Unrechts ankommt sondern darüber hinaus auf die 
Wiederherstellung dessen, was beim Opfer und der Gesellschaft als ganzer durch die Straftat 
zerstört wurde, also auf die Wiederherstellung des friedlichen und vertrauensvollen Miteinanders.  
Dies kann Strafjustiz alleine nicht leisten. Sie stellt in der Regel nur einen formalen Rechtsfrieden 
(durch sog. Schuldausgleich) her und beteiligt sich mehr oder weniger an den Bemühungen, den 
Täter zu „bessern“.  
 
Die Prinzipien der RJ sind demgegenüber: 
 

 den Schädiger direkt für das individuelle Opfer und die Schäden der spezifischen 
Gemeinschaft (die auch betroffen ist) verantwortlich machen 
 vom Schädiger verlangen, dass er unmittelbar die Verantwortung für das „Heilmachen“ – 
soweit dies möglich ist – übernimmt 
 dem Opfer Zugang zu Gerichten und anderen Institutionen zu verschaffen, so dass ihm 
Einfluss auf die Verpflichtungen ermöglicht wird, die dem Schädiger auferlegt werden 
 die Gemeinschaft zu ermuntern, sich direkt einzubringen in die Unterstützung der Opfer, 
die Verantwortlichungmachung der Schädiger und zur Bereitstellung von Gelegenheiten für 
die Schädiger, sich wieder in die Gemeinschaft einzugliedern. 

 
RJ nimmt also nicht nur Täter und Opfer in den Focus des Ausgleichsverfahrens sondern beteiligt 
darüber hinaus auch weitere Betroffene oder andere geeignete Personen.  
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Restorative Justice zu entwickeln bedeutet also, die Grundidee des Täter Opfer-Ausgleichs (Dialog 
nur zwischen Täter und Opfer) im o.g. Sinne zu erweitern und damit die durch die Straftat zutage 
getretenen Konflikte an das Gemeinwesen zum Zweck der Konfliktschlichtung zurück zu geben.  
 

Schon der Täter-Opfer-Ausgleich (TOA)  trägt dazu bei, Haft zu verkürzen oder zu vermeiden. Ein 
Instrumentarium, das auch bei mittlerer Kriminalität oder sogar noch nach der Verurteilung wirksam 
eingesetzt werden kann, wird diesen Effekt langfristig noch verstärken. Dies würde nicht nur im 
Interesse einer rationalen Kriminalpolitik sondern schon aus ökonomischen Gründen von Nutzen 
sein. 
 
Dies gilt auch im Hinblick auf die Vermeidung oft umfangreicher und kostspieliger Zivilprozesse: 
Untersuchungen zum TOA haben gezeigt, dass die Maßnahme hinsichtlich der Rückfallquoten nicht 
ungünstiger zu beurteilen ist als andere strafrechtliche Reaktionen, dass aber im Vergleich zu 
diesen messbar die Opfer- und Angehörigenzufriedenheit gestiegen ist und vor allem zahlreiche 
Folgeprozesse nicht geführt werden mussten. Durch Erweiterung und Verbesserung des 
diesbezüglichen Mediationsrepertoires im Strafverfahren ist eine Steigerung auch dieses Effekts zu 
erwarten. 
 

Was soll durch das Projekt erreicht werden? 
 

Das oben genannte EU-Projekt orientiert sich an der Richtlinie der EU, nach der in allen 
Mitgliedstaaten der EU Instrumente der Restorative Justice (wozu allerdings auch der TOA zählt) 
einzuführen sind und strebt an, durch gegenseitiges Lernen und Vergleichen perspektivisch eine 
„best pactice“ zu entwickeln.  
Hierbei ist ein besonderes Augenmerk auf die Frage zu werfen, für welche Ziel- und Deliktsgruppen 
welches der RJ-Instrumente (z.B. die sog. „Gemeinschaftskonferenz“) zielführend im Sinne einer 
Konfliktschlichtung aber auch der Vermeidung künftiger Straftaten ist. 
 
Da die einzelnen am Projekt beteiligten Länder über unterschiedliche Praktiken und Erfahrungen 
verfügen, erscheint nachvollziehbar, dass die EU den strukturierten Erfahrungsaustausch und die 
gemeinsame weitergehende Entwicklung auf diesem Gebiet besonders fördern will. 
 
An diesem Projekt werden sich auf deutscher Seite außer dem Landesverband (Projektträger) die 
Fachhochschule Kiel, in der man sich seit einigen Jahren mit der internationalen Praxis der RJ 
wissenschaftlich auseinandersetzt, und das Justizministerium beteiligen, das am Ende die 
Erprobung und Einführung von neuen RJ-Instrumenten verantwortlich steuern muss.  
 
Wie wird das Projekt umgesetzt? 

 
Das EU-Projekt besteht während einer Laufzeit von zwei Jahren ab Projektbeginn (1. Veranstaltung 
Anfang 2011) aus  
 

 drei mehrtägigen (à 3 – 4 Tage) Zentralveranstaltungen (Seminare zum fachlichen  
     Austausch und zur Feststellung von (Teil-)ergebnissen),  
 aus Hospitationen von Praktikern, die unmittelbar an die Zentralveranstaltungen  

    anschließen, und  
 aus medial (Internet) gestützter gegenseitiger Beratung.  

 
Zu erwartende Ergebnisse werden konkrete Umsetzungsempfehlungen für jedes beteiligte Land 
sein und ein Handbuch für künftige „best practice“ als Hilfe auch gegenüber bisher nicht beteiligten 
Ländern.  
 

     Die organisatorische Durchführungsverantwortung liegt beim Landesverband Schleswig-Schleswig-, 
die fachlich wissenschaftliche Begleitung erfolgt durch die Fachhochschule Kiel. Das Ministerium für 
Justiz, Gleichstellung und Integration ist insoweit ständig beteiligt, als durch einen Mitarbeiter die 
fachliche Verbindung zu den Stellen erfolgt, die später bei der Einführung neuer Instrumente 
maßgeblich zu beteiligen sind. (Aufgaben: justizbezogene Fragestellungen während der Exploration, 
Mitberatung bei der Entwicklung von Projektergebnissen, Vermittlung dieser Ergebnisse nach 
Maßgabe künftiger Entwicklungsaufgaben) 
 


